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2. Abschnitt 

Schutz der Persönlichkeit 

A. Im Allgemeinen 

Art. 38 

I. Unveräusserlichkeit 

1) Auf die Rechts- und Handlungsfähigkeit kann niemand ganz oder 
zum Teil verzichten. 

2) Niemand kann sich durch Rechtsgeschäfte seiner Freiheit ent-
äussern oder sich in ihrem Gebrauche in einem das Recht oder die Sitt-
lichkeit verletzenden Grade beschränken. 

II. Geltendmachung 

Art. 39 

1. Im Allgemeinen 

1) Wer in seinen persönlichen Verhältnissen (Persönlichkeitsgütern) 
unbefugterweise verletzt oder bedroht wird, wie beispielsweise in der 
körperlichen und geistigen Unversehrtheit, der Ehre, im Kredit, im 
Hausfrieden, in der Freiheit, im Namen, Wappen, Hauszeichen und 
ähnlichen Zeichen, im Recht am eigenen Bilde, in Brief-, Geschäfts- und 
ähnlichen Verhältnissen und überhaupt im Recht auf Achtung und Gel-
tung der Persönlichkeit, soweit nicht Persönlichkeitsgüter, wie das Ur-
heber-, Erfinderrecht und dergleichen, durch besondere Gesetze geregelt 
sind, und soweit ihr Schutz mit den Interessen der Mitmenschen verträg-
lich ist, kann Feststellung der Verhältnisse, Beseitigung (Ablassung) der 
Störung, Wiederherstellung des früheren Zustandes durch Widerruf und 
dergleichen und Unterlassung fernerer Störung verlangen, ohne dass er ein 
Verschulden des andern zu beweisen hat. 

2) Zur Verhütung künftiger Störung kann der Richter, wenn Schaden 
entstanden ist, ausserdem mit den nach dem Zwangsvollstreckungsrecht 
zulässigen Mitteln im Urteil oder einer gleichwertigen Urkunde, wie 
Rechtsbot, eine angemessene Sicherheitsstellung auferlegen. 

3) Die Unterlassung kann auch geltend gemacht werden, wenn die zu 
verbietende Handlung gleichzeitig einen strafbaren Tatbestand darstellt. 
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4) In allen Fällen können dem Rechtsstreite vorgängig auf Verlangen 
im Befehlsverfahren die nötigen sichernden Massnahmen getroffen werden. 

Art. 40 

2. Schadenersatz und Genugtuung 

1) Wer in seinen persönlichen Verhältnissen unbefugterweise verletzt 
ist, hat bei Verschulden ausserdem noch Anspruch auf Ersatz des Schadens. 

2) Der Anspruch auf Leistung einer Geldsumme als Genugtuung ist, 
falls diese sich nicht durch die besondere Schwere der Verletzung (wie 
beispielsweise besonderer Wert des angegriffenen Gutes, Stärke des An-
griffs oder dergleichen) und durch vorsätzliches Verschulden rechtfertigt, 
nur in den vom Gesetze vorgesehenen Fällen zulässig. 

3) Anstatt oder neben dieser Leistung kann der Richter bei Arglist auch 
auf eine andere Art der Genugtuung erkennen, wie gerichtliche Ehrener-
klärung, Veröffentlichung des Urteils auf Kosten des andern Teils, Zu-
wendung einer Geldsumme an eine von dem Verletzten bezeichnete 
wohltätige Stiftung oder Anstalt oder an Armenfonds und dergleichen. 


